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Postulat Boos-Braun Sibylle und Mit. iiber Massnahmen zur Beschleunigung des
Einsprache- und Beschwerdewesens bei Baubewilligungsverfahren

eroffnet am 11. September 2023

Der Regierungsrat wird aufgefordert zu prifen, wie die inzwischen haufig langen Baubewilli-
gungsverfahren bei Einsprachen und Beschwerden mit geeigneten Massnahmen beschleunigt
werden koénnen.

Begriindung:

Regelmassig werden Bauprojekte mittels Einsprachen zeitlich verzdgert. Die Einsprecher ver-
folgen dabei nicht selten das Ziel, das Bewilligungsverfahren zu verlangern und die Realisie-
rung der Bauvorhaben hinzuziehen. Insbesondere vor dem Hintergrund effizienter digitaler
Hilfsmittel wachst der Umfang der Rechtsschriften stetig an, wobei oftmals auch Platz fir
nicht entscheidungsrelevante Aspekte aufgewendet wird. Durch derartige Eingaben entsteht
ein unnoétiger Aufwand und die Verfahrensdauer verlangert sich. Zudem ist die Fehleranfallig-
keit von Urteilen auf Grund der Weitschweifigkeit hoher. Dieser Entwicklung ist im Sinn einer
beférderlichen Behandlung entgegenzuwirken, indem geeignete Massnahmen gepruft wer-
den.

Um weitschweifige Rechtsschriften zu verhindern, ist zu prifen, ahnlich wie im Zivilrecht, For-
mulare zu schaffen und Vorgaben zu machen, damit insbesondere Privatpersonen (Laien)
mehr Klarheit betreffend die Erfordernisse von Einsprachen haben. Diese Formulare kénnen
zudem elektronisch und somit effizienter verarbeitet werden. Weiter soll eine Beschrankung
der Anzahl Seiten der Rechtsschrift im Gesetz gepriift werden, um der Weitschweifigkeit ent-
gegenzuwirken. Dadurch sollen sich die Rechtsschriften auf den Kern einer Einsprache fokus-
sieren. Weitere Mdglichkeiten waren eine Erweiterung des Meldeverfahrens fir Kleinvorha-
ben, die Priifung mdglicher monetérer Konsequenzen namentlich bei weitschweifigen
Rechtsschriften sowie eine Beschrankung der Redezeit.

Boos-Braun Sibylle

Wermelinger Sabine, Arnold Sarah, Schneider Andy, Hunkeler Damian, Hauser Patrick, Hauser
Michael, Born Rolf, Birrer Martin, Raber Franz, Beck Ronny, Forster Eva, Scherer Heidi, Theiler
Jacqueline, Meier Thomas, Bartschi Andreas, Amrein Ruedi, Zemp Gaudenz, Bucheli Hanspe-
ter, Affentranger-Aregger Helen, Piazza Daniel, Lichtsteiner-Achermann Inge, Krummenacher-
Feer Marlis, Wedekind Claudia, Bucher Markus, Gasser Daniel, Marti Urs, Scharli Stephan,
Waldis Martin, Kiing Roland, Wicki Martin, Briicker Urs, Cozzio Mario
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Postulat Boos-Braun Sibylle und Mit. über Massnahmen zur Beschleunigung des Einsprache- und Beschwerdewesens bei Baubewilligungsverfahren
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Der Regierungsrat wird aufgefordert zu prüfen, wie die inzwischen häufig langen Baubewilligungsverfahren bei Einsprachen und Beschwerden mit geeigneten Massnahmen beschleunigt werden können.



Begründung:

Regelmässig werden Bauprojekte mittels Einsprachen zeitlich verzögert. Die Einsprecher verfolgen dabei nicht selten das Ziel, das Bewilligungsverfahren zu verlängern und die Realisierung der Bauvorhaben hinzuziehen. Insbesondere vor dem Hintergrund effizienter digitaler Hilfsmittel wächst der Umfang der Rechtsschriften stetig an, wobei oftmals auch Platz für nicht entscheidungsrelevante Aspekte aufgewendet wird. Durch derartige Eingaben entsteht ein unnötiger Aufwand und die Verfahrensdauer verlängert sich. Zudem ist die Fehleranfälligkeit von Urteilen auf Grund der Weitschweifigkeit höher. Dieser Entwicklung ist im Sinn einer beförderlichen Behandlung entgegenzuwirken, indem geeignete Massnahmen geprüft werden. 



Um weitschweifige Rechtsschriften zu verhindern, ist zu prüfen, ähnlich wie im Zivilrecht, Formulare zu schaffen und Vorgaben zu machen, damit insbesondere Privatpersonen (Laien) mehr Klarheit betreffend die Erfordernisse von Einsprachen haben. Diese Formulare können zudem elektronisch und somit effizienter verarbeitet werden. Weiter soll eine Beschränkung der Anzahl Seiten der Rechtsschrift im Gesetz geprüft werden, um der Weitschweifigkeit entgegenzuwirken. Dadurch sollen sich die Rechtsschriften auf den Kern einer Einsprache fokussieren. Weitere Möglichkeiten wären eine Erweiterung des Meldeverfahrens für Kleinvorhaben, die Prüfung möglicher monetärer Konsequenzen namentlich bei weitschweifigen Rechtsschriften sowie eine Beschränkung der Redezeit.



Boos-Braun Sibylle



Wermelinger Sabine, Arnold Sarah, Schneider Andy, Hunkeler Damian, Hauser Patrick, Hauser Michael, Born Rolf, Birrer Martin, Räber Franz, Beck Ronny, Forster Eva, Scherer Heidi, Theiler Jacqueline, Meier Thomas, Bärtschi Andreas, Amrein Ruedi, Zemp Gaudenz, Bucheli Hanspeter, Affentranger-Aregger Helen, Piazza Daniel, Lichtsteiner-Achermann Inge, Krummenacher-Feer Marlis, Wedekind Claudia, Bucher Markus, Gasser Daniel, Marti Urs, Schärli Stephan, Waldis Martin, Küng Roland, Wicki Martin, Brücker Urs, Cozzio Mario







17.01.2024, 16:00:37, 17.01.2024, 



		2001KR.3004 / P-23

		Seite 2 von 2



		[bookmark: FusszeileFolgeseiten]

		







image1.emf



image2.png

Zertifikat







